
 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

Satzung  

der Koenig & Bauer AG 
Stand: 03.07.2023 

 

 

 

 

 

 

 

 



Seite 1 von 10 
 

I. Allgemeine Bestimmungen 

1. Firma, Sitz 

1.1. Die Gesellschaft führt die Firma 

»Koenig & Bauer AG«. 

1.2. Der Sitz der Gesellschaft ist Würzburg. 

2. Gegenstand des Unternehmens 

2.1. Gegenstand des Unternehmens ist die Leitung einer Gruppe von 

Unternehmen, die insbesondere auf den Geschäftsfeldern der Herstellung 

von, dem Vertrieb vom und dem Handel mit Maschinen und Anlagen, 

insbesondere Druckmaschinen, Erzeugnissen des allgemeinen Maschinen- 

und Anlagenbaus und der Print- und Medienindustrie, sowie der Erbringung 

von Dienst, und Beratungsleistungen, die sich darauf beziehen, tätig sind. 

2.2. Die Gesellschaft ist zu allen Geschäften und Maßnahmen berechtigt, die mit 

dem Gegenstand des Unternehmens zusammenhängen oder für diesen 

unmittelbar oder mittelbar nützlich erscheinen, insbesondere auch zum 

Abschluss von Unternehmensverträgen, Interessensgemeinschaftsverträgen 

und ähnlichen Verträgen. Sie kann auf den in Ziffer 2.1 bezeichneten 

Geschäftsfeldern auch selbst tätig werden. 

2.3. Die Gesellschaft kann Zweigniederlassungen und Tochtergesellschaften im 

In- und Ausland errichten und andere Unternehmen im In- und Ausland 

gründen, erwerben und sich an solchen beteiligen, insbesondere solchen, 

deren Unternehmensgegenstände sich ganz oder teilweise auf die 

vorgenannten Geschäftsfelder erstrecken. Sie kann in diesem 

Zusammenhang ihren Betrieb ganz oder teilweise auf verbundene 

Unternehmen übertragen oder in solche ausgliedern und sich in dem 

entsprechenden Umfang auf die Führung und Verwaltung der Beteiligung 

beschränken. 

3. Bekanntmachungen 

Die Bekanntmachungen der Gesellschaft werden im Bundesanzeiger 

veröffentlicht. 
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II. Grundkapital und Aktien 

4. Grundkapital 

Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt € 42.964.435,80. 

5. Aktien 

5.1. Das Grundkapital ist in 16.524.783 auf den Inhaber lautende Aktien 

(Stückaktien) eingeteilt. 

5.2. Der Anspruch des Aktionärs auf Verbriefung seines Anteils ist 

ausgeschlossen. Die Entscheidung über die Ausgabe von Aktienurkunden und 

alle damit zusammenhängenden Einzelheiten obliegt dem Vorstand. 

5.3. Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das 

Grundkapital in der Zeit bis zum 23. Mai 2026 durch Ausgabe von 3.300.000 

neuer, auf den Inhaber lautender Stückaktien gegen Bar-·und/oder 

Sacheinlagen einmalig oder mehrmalig, insgesamt jedoch um höchstens 

€ 8.580.000 zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 2022). Über die Ausgabe der 

neuen Aktien und die Bedingungen der Aktienausgabe entscheidet der 

Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats. 

Die neuen Aktien sind den Aktionären grundsätzlich zum Bezug anzubieten.  

Der Vorstand ist jedoch mit Zustimmung des Aufsichtsrats ermächtigt, das 

gesetzliche Bezugsrecht der Aktionäre in folgenden Fällen auszuschließen: 

 für Spitzenbeträge, 

 bei Kapitalerhöhungen gegen Bareinlagen, wenn der Ausgabebetrag für 

die neuen Aktien den Börsenpreis der Aktien der Gesellschaft nicht 

wesentlich unterschreitet und die unter Ausschluss des Bezugsrechts 

ausgegebenen Aktien insgesamt 10 % des Grundkapitals nicht 

überschreiten, und zwar weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch 

im Zeitpunkt der Ausübung der Ermächtigung. Auf diese Begrenzung 

sind Aktien anzurechnen, die während der Laufzeit dieser Ermächtigung 

aufgrund anderer Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts in 

direkter oder entsprechender Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 

ausgegeben oder veräußert wurden, 

 bei Kapitalerhöhungen gegen Bareinlagen für einen rechnerischen 
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Anteil am Grundkapital bis zu insgesamt € 1.300.000 durch Ausgabe 

von bis zu 500.000 neuer Stückaktien, wenn die neuen Aktien im 

Rahmen eines Beteiligungsprogrammes und /oder als aktienbasierte 

Vergütung an Mitglieder des Vorstands der Gesellschaft, Mitgliedern 

Mitgliedern des Vertretungsorgans eines mit der Gesellschaft 

verbundenen Unternehmens oder an Arbeitnehmerinnen / Arbeitnehmer 

der Gesellschaft und ihrer verbundenen Unternehmen ausgegeben 

werden. Soweit Vorstandsmitgliedern der Gesellschaft Aktien gewährt 

werden sollen, entscheidet entsprechend der aktienrechtlichen 

Zuständigkeitsverteilung über die Zuteilung der Aufsichtsrat der 

Gesellschaft, 

 bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen zur Gewährung von Aktien, 

wenn diese Aktien zum Erwerb von Unternehmen, 

Unternehmensbeteiligungen, sonstigen Vermögensgegenständen oder 

Ansprüchen auf den Erwerb von Vermögensgegenständen einschließlich 

Forderungen gegen die Gesellschaft oder ihre verbundenen 

Unternehmen verwendet werden sollen. 

 

III. Verfassung der Gesellschaft 

6. Organe 

Organe der Gesellschaft sind Vorstand, Aufsichtsrat und Hauptversammlung. 

IV. Vorstand 

7. Zusammensetzung, Geschäftsordnung 

7.1. Der Vorstand besteht aus mindestens zwei Mitgliedern. Der Aufsichtsrat 

bestimmt die Zahl der Vorstandsmitglieder und ernennt den Vorsitzenden 

des Vorstands. Der Aufsichtsrat kann auch einen stellvertretenden 

Vorsitzenden des Vorstands bestimmen. 

7.2. Für den Vorstand erfolgt die Anstellung bis zum Ablauf des 65. Lebensjahres, 

in Ausnahmefällen bis maximal zum Ablauf des 67. Lebensjahres. 

7.3. Der Vorstand gibt sich eine Geschäftsordnung, die durch den Aufsichtsrat zu 

genehmigen ist. 
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8. Vertretung, Geschäftsführung 

8.1. Die Gesellschaft wird gesetzlich durch zwei Vorstandsmitglieder oder durch 

ein Vorstandsmitglied in Gemeinschaft mit einem Prokuristen vertreten. Der 

Aufsichtsrat kann einzelnen Vorstandsmitgliedern die Befugnis erteilen, die 

Gesellschaft allein zu vertreten. 

8.2. Der Vorstand führt die Geschäfte der Gesellschaft nach Maßgabe der 

Gesetze, der Satzung und der Geschäftsordnung. 

V. Aufsichtsrat 

9. Zusammensetzung, Amtsdauer 

9.1. Der Aufsichtsrat besteht gemäß § 7 Abs. 1 Satz 1 MitbestG aus zwölf 

Mitgliedern. 

9.2. Die Wahl der Aufsichtsratsmitglieder erfolgt längstens für die Zeit bis zur 

Beendigung der Hauptversammlung, die über die Entlastung für das vierte 

Geschäftsjahr nach dem Beginn der Amtszeit beschließt; hierbei wird das 

Geschäftsjahr, in welchem die Amtszeit beginnt, nicht mitgerechnet. 

9.3. Zur Wahl als Mitglied des Aufsichtsrats sollen nur Personen vorgeschlagen 

werden, die bei ihrer Wahl das 67. Lebensjahr noch nicht vollendet haben. 

9.4. Ein Antrag der Gesellschaft auf gerichtliche Bestellung eines 

Aufsichtsratsmitglieds wird bis zur nächsten Hauptversammlung befristet. 

9.5. Jedes Mitglied des Aufsichtsrats kann sein Amt auch ohne wichtigen Grund 

unter Einhaltung einer Frist von mindestens zwei Monaten durch schriftliche 

Erklärung an den Vorsitzenden des Aufsichtsrats bzw. dieser an den 

Stellvertreter im Sinne des § 27 MitbestG niederlegen. Eine einvernehmliche 

Verkürzung der Frist ist zulässig. 

10. Aufgaben und Befugnisse 

10.1. Der Aufsichtsrat hat alle Rechte und Pflichten, die ihm durch Gesetz, 

Satzung oder in sonstiger Weise, insbesondere durch eine Geschäftsordnung, 

zugewiesen werden. 

10.2. Der Aufsichtsrat ist berechtigt, Änderungen der Satzung, die nur die Fassung 

betreffen, zu beschließen. Dies gilt insbesondere bei der Ausnutzung 
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genehmigten Kapitals. 

11. Vorsitzender des Aufsichtsrats, Stellvertreter 

11.1. Der Aufsichtsrat wählt gemäß den Vorschriften des Aktiengesetzes und des 

Mitbestimmungsgesetzes den Vorsitzenden, den Stellvertreter im Sinne des 

§ 27 MitbestG sowie einen weiteren Stellvertreter. Die Wahl des Vorsitzenden 

findet in einer Sitzung im Anschluss an diejenige Hauptversammlung statt, 

mit deren Ablauf die Amtszeit des bisherigen Vorsitzenden des 

Aufsichtsrates endet; diese Sitzung bedarf keiner Einladung. Das an 

Lebensjahren älteste Aufsichtsratsmitglied der Anteilseigner leitet die 

Sitzung bis zum Abschluss der Wahl des Aufsichtsratsvorsitzenden. Die Wahl 

erfolgt jeweils für die Amtszeit des gewählten Aufsichtsratsmitglieds. 

Scheidet der Vorsitzende oder einer seiner Stellvertreter während seiner 

Amtszeit aus, hat der Aufsichtsrat unverzüglich eine Neuwahl für den 

Ausgeschiedenen vorzunehmen. 

11.2. Der Stellvertreter des Aufsichtsratsvorsitzenden hat die gesetzlichen und 

satzungsmäßigen und nach der Geschäftsordnung des Aufsichtsrats und des 

Vorstands vorgesehenen Rechte und Pflichten des Vorsitzenden, wenn dieser 

verhindert ist. Für den weiteren Stellvertreter gilt Satz 1 bei Verhinderung 

des Stellvertreters. §§ 29 Abs. 2 Satz 3 und 31 Abs. 4 Satz 3 MitbestG bleiben 

jeweils unberührt. 

11.3. Willenserklärungen des Aufsichtsrats und seiner Ausschüsse werden namens 

des Aufsichtsrats durch den Vorsitzenden, im Falle seiner Verhinderung 

durch seine Stellvertreter in der Reihenfolge des Abschnitts V Ziffer 11.2 

abgegeben, soweit nicht der Aufsichtsrat ein anderes Aufsichtsratsmitglied 

ausdrücklich mit der Vertretung des Aufsichtsrats betraut. 

12. Innere Ordnung 

12.1. Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte der 

Mitglieder, aus denen er insgesamt zu bestehen hat, persönlich oder durch 

schriftliche Stimmabgabe an der Beschlussfassung teilnimmt. Ein Mitglied 

nimmt auch dann an der Beschlussfassung teil, wenn es sich in der 

Abstimmung der Stimme enthält. Im Falle der Stimmengleichheit entscheidet 

die Stimme des Aufsichtsratsvorsitzenden nach Maßgabe der §§ 29 Abs. 2 

und 31 Abs. 4 MitbestG. 

12.2. Im Übrigen setzt der Aufsichtsrat seine Geschäftsordnung innerhalb von 
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Gesetz, Satzung und der ihm zugewiesenen Aufgaben selbst fest. 

13. Aufsichtsratsvergütung 

13.1. Jedes Mitglied des Aufsichtsrats erhält eine feste jährliche Vergütung von 

€ 45.000. 

13.2. Der Aufsichtsratsvorsitzende erhält eine feste Vergütung von € 120.000, 

seine Stellvertreter € 80.000. 

13.3. Für die Tätigkeit in den Ausschüssen des Aufsichtsrats erhält  

der/die Vorsitzende des Prüfungsausschusses € 22.500, jedes andere 

Mitglied € 15.000, 

der/die Vorsitzende des Strategieausschusses € 20.000, jedes andere 

Mitglied € 13.000, 

der/die Vorsitzende des Personalausschusses € 10.000, jedes andere 

Mitglied€ 8.000. 

Die Mitglieder der übrigen Ausschüsse erhalten keine gesonderte Vergütung. 

Ausschusstätigkeiten werden im Rahmen der Vergütung nur einmal 

berücksichtigt, wobei sich die Vergütung bei einer Tätigkeit in mehreren 

Ausschüssen nach der am höchsten dotierten Funktion bemisst. 

13.4. Die Auszahlung der Aufsichtsratsvergütung erfolgt zum Ende eines 

Geschäftsjahres. Scheiden Mitglieder des Aufsichtsrats im Laufe eines 

Geschäftsjahres aus dem Aufsichtsrat aus, erhalten sie die Vergütung 

zeitanteilig und unter Aufrundung auf volle Monate. Wenn ein Mitglied eines 

Ausschusses aus diesem ausscheidet, erhält es die gemäß seiner Funktion im 

Ausschuss vorgesehene Vergütung ebenfalls zeitanteilig und unter 

Aufrundung auf volle Monate. Eine zeitanteilige Vergütung für 

Ausschusstätigkeiten setzt jedoch voraus, dass der betreffende Ausschuss 

im entsprechenden Zeitraum zur Erfüllung seiner Aufgaben getagt hat. 

13.5. Die Mitglieder des Aufsichtsrats erhalten für die in Ausübung ihres Amtes 

gemachten Reisen und sonstigen Aufwendungen Ersatz der angemessenen 

Auslagen. Ferner erhält jedes in der Sitzung anwesende Mitglied ein Tagegeld 

in Höhe von € 250; für Sitzungen der Ausschüsse wird kein Tagegeld gewährt. 

Neben der Präsenzteilnahme gilt die Zuschaltung per Videokonferenz, 
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Telefon oder mit Hilfe sonstiger Kommunikationsmittel als Teilnahme an einer 

Sitzung. 

13.6. Die Gesellschaft erstattet jedem Mitglied des Aufsichtsrats die von ihm im 

Zusammenhang mit seiner Tätigkeit als Mitglied des Aufsichtsrats auf die 

Vergütung und den Aufwendungsersatz zu entrichtende Umsatzsteuer. Sie 

stellt den Mitgliedern des Aufsichtsrats im Interesse der Gesellschaft 

Versicherungsschutz in einem für die Ausübung der Aufsichtsratstätigkeit 

angemessenen Umfang zur Verfügung. 

 

VI. Hauptversammlung 

14. Ort, Teilnahmeberechtigung, Stimmrecht 

14.1. Die Hauptversammlung findet am Sitz der Gesellschaft statt. 

14.2. Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des 

Stimmrechts sind nur diejenigen Aktionäre berechtigt, die sich bei der 

Gesellschaft anmelden und ihre Berechtigung zur Teilnahme an der 

Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts nachweisen. 

14.3. Die Anmeldung und der Nachweis der Berechtigung müssen der Gesellschaft 

unter der in der Einberufung hierfür mitgeteilten Adresse mindestens sechs 

Tage vor der Hauptversammlung zugehen. Der Tag der Versammlung und 

der Tag des Zugangs sind nicht mitzurechnen. 

14.4. Zum Nachweis der Berechtigung nach Abschnitt VI Ziffer 14.2 reicht der 

Nachweis des Anteilsbesitzes in Textform durch den Letztintermediär 

gemäß § 67c Abs.3 AktG aus. Der Nachweis hat sich auf den Beginn des 21. 

Tages vor der Hauptversammlung zu beziehen. 

14.5. Das Stimmrecht kann durch einen Bevollmächtigten ausgeübt werden. Die 

Erteilung der Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis der 

Bevollmächtigung gegenüber der Gesellschaft bedürfen der Textform. Die 

Einzelheiten für die Erteilung der Vollmacht, ihren Widerruf und ihren 

Nachweis gegenüber der Gesellschaft werden mit der Einberufung der 

Hauptversammlung bekannt gemacht, in der auch eine Erleichterung 

bestimmt werden kann. § 135 AktG bleibt unberührt. Bevollmächtigt der 

Aktionär mehr als eine Person, so kann die Gesellschaft eine oder mehrere 
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von diesen zurückweisen. 

14.6. Im Zweifel entscheidet der Versammlungsleiter gemäß 

Abschnitt VI Ziffer 15.1 dieser Satzung über das Teilnahmerecht. 

14.7. Jede Aktie gewährt in der Hauptversammlung eine Stimme. 

14.8. Der Vorstand ist ermächtigt vorzusehen, dass Aktionäre an der 

Versammlung auch ohne Anwesenheit an deren Ort und ohne einen 

Bevollmächtigten teilnehmen und sämtliche oder einzelne ihrer Rechte ganz 

oder teilweise im Wege elektronischer Kommunikation ausüben können 

(Online-Teilnahme). Der Vorstand ist ermächtigt, Bestimmungen zum 

Umfang und dem Verfahren der Teilnahme und Rechtsausübung nach Satz 1 

zu treffen. Diese werden mit der Einberufung der Hauptversammlung 

bekannt gemacht. 

14.9. Der Vorstand ist ermächtigt vorzusehen, dass Aktionäre ihre Stimmen auch 

ohne an der Versammlung teilzunehmen, schriftlich oder im Wege 

elektronischer Kommunikation abgeben dürfen (Briefwahl). Der Vorstand ist 

ermächtigt, Bestimmungen zum Verfahren nach Satz 1 zu treffen. Diese 

werden mit der Einberufung der Hauptversammlung bekannt gemacht. 

14.10. entfällt. 

14.11.  Der Vorstand ist ermächtigt vorzusehen, dass die Hauptversammlung ohne 

physische Präsenz der Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten am Ort der 

Hauptversammlung abgehalten wird (virtuelle Hauptversammlung). Die 

Ermächtigung des Vorstands gilt für einen Zeitraum von zwei Jahren nach 

Eintragung dieser Satzungsregelung in das Handelsregister. 

15. Vorsitz und Beschlussfassung 

15.1. Der Vorsitzende des Aufsichtsrats führt den Vorsitz in der 

Hauptversammlung und leitet diese (Versammlungsleiter). Im Falle seiner 

Verhinderung übernimmt der weitere Stellvertreter den Vorsitz. Sind beide 

verhindert, übernimmt ein von den anwesenden Aufsichtsratsmitgliedern der 

Anteilseigner aus ihrer Mitte gewähltes Mitglied den Vorsitz. 

15.2. Der Versammlungsleiter bestimmt die Reihenfolge, in der die Gegenstände 

der Tagesordnung abgehandelt werden, sowie die Art und Form der 

Abstimmung. Der Versammlungsleiter kann die Frage- und Redezeit für den 

ganzen Verlauf der Hauptversammlung, für einzelne Gegenstände der 
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Tagesordnung sowie für den einzelnen Frage- und Redebeitrag zu Beginn 

oder während des Verlaufs der Hauptversammlung angemessen festsetzen. 

Er kann, soweit dies für eine ordnungsgemäße Durchführung der 

Hauptversammlung erforderlich ist, den Schluss der Debatte anordnen. 

15.3. Die Beschlüsse der Hauptversammlung werden, soweit nicht zwingende 

gesetzliche Vorschriften entgegenstehen, mit einfacher Mehrheit der 

abgegebenen Stimmen und, soweit das Gesetz außer der Stimmenmehrheit 

eine Kapitalmehrheit vorschreibt, mit einfacher Mehrheit des bei der 

Beschlussfassung vertretenen Grundkapitals gefasst. 

 

VII. Geschäftsjahr, Jahresabschluss und Gewinnverwendung 

16. Geschäftsjahr 

Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

17. Verwendung des Jahresüberschusses 

Stellen Vorstand und Aufsichtsrat den Jahresabschluss fest, können sie 

jährlich auch einen Betrag bis zur vollen Höhe des Jahresüberschusses so 

lange in andere Gewinnrücklagen einstellen, bis diese die Hälfte des 

Grundkapitals erreichen. 

18. Gewinnbeteiligung 

Bei einer Kapitalerhöhung kann die Gewinnbeteiligung abweichend von 

§ 60 AktG bestimmt werden. 


